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ARBEITSLOSIGKEIT

Alexander Spermann

Das „Einstiegsgeld“ für Langzeitarbeitslose
Teilzeit- und Niedriglohnjobs lohnen sich derzeit für Langzeitarbeitslose nicht, weil 

Zusatzverdienste fast vollständig auf ihre Transfereinkommen angerechnet werden. 
Diese sogenannte Arbeitslosenfalle ließe sich durch die Einführung eines Bürgergeldes 

beseitigen; gegen das Bürgergeld sprechen jedoch vor allem fiskalische und 
allokative Gründe. Wie könnte man die Nachteile des Bürgergeldes bei gleichzeitiger 

Erhaltung seiner positiven Arbeitsanreizwirkungen vermeiden?

Der Wissenschaftliche Beirat beim W irtschafts­
ministerium und die Deutsche Bundesbank haben 

vor kurzem auf Fehlanreize im Sozialsystem aufmerk­
sam gemacht'. Nach ihrer Meinung wird die Überwin­
dung der Langzeitarbeitslosigkeit durch minimale 
Arbeitsanreize behindert. Insbesondere wurden zwei 
neuralgische Punkte hervorgehoben: der zu geringe 
Abstand zw ischen dem M indesteinkom m en der 
Sozialhilfe und dem durch Arbeit erzielbaren Netto­
einkommen sowie die fast vollständige Anrechnung 
von Zusatzverdiensten auf die Arbeitslosenunter­
stützung und die Sozialhilfe.

Im M ittelpunkt der Diskussion steht derzeit die Ver­
größerung des Lohnabstandes, die zur Verbesserung 
der finanziellen Arbeitsanreize für Langzeitarbeitslose 
beitragen würde. Dies ist grundsätzlich über zwei 
Wege vorstellbar. Entweder werden die unteren Lohn­
gruppen angehoben, wie es die Gewerkschaften an­
streben. Oder das Sozialhilfeniveau wird absolut oder 
relativ zum Lohnniveau abgesenkt, wie es die Reform­
bestrebungen der Bundesregierung vorsehen.

Insbesondere die Sozialhilfesenkung scheint aller­
dings ein politisch äußerst problematischer und aus 
Sicht der Transferempfänger destruktiver Weg zur 
Verbesserung der finanziellen Arbeitsanreize zu sein. 
Finanzielle Arbeitsanreize lassen sich jedoch auch auf 
andere, konstruktivere Weise in das Sozialsystem ein­
bauen. Dies wäre durch eine Teilanrechnung von Zu­
satzverdiensten auf die Arbeitslosenunterstützung 
und die Sozialhilfe denkbar. So ließe sich eine 
„Rolltreppe“ zum Arbeitsmarkt konstruieren -  ein glei­
tender Übergang vom Hilfeanspruch zur Erzielung ei­
genen Einkommens. Vor diesem Hintergrund ist der 
Reform vorschlag eines sogenannten „E instiegs­
geldes“ für Langzeitarbeitslose zu verstehen.

Dr. Alexander Spermann, 34, ist wissenschaft­
licher Assistent am Institut für Finanzwissen­
schaft der Universität Freiburg.

Langzeitarbeitslose beziehen im Regelfall kein (zeit­
lich befristetes) Arbeitslosengeld mehr, sondern die 
vom Bund steuerfinanzierte Arbeitslosenhilfe. Dem 
Bezug von Arbeitslosenhilfe geht eine Bedürftigkeits­
prüfung beim Arbeitsamt voraus, sie ist vom letzten 
Nettoeinkommen abhängig und zeitlich unbefristet2. 
Wenn die Arbeitslosenhilfe das Sozialhilfeniveau unter­
schreitet, dann wird erneut die Bedürftigkeit des 
Langzeitarbeitslosen geprüft -  nach den schärferen 
Richtlinien des Sozialamts. Bei Bedürftigkeit besteht 
ein Rechtsanspruch auf ergänzende Sozialhilfe -  das 
Existenzminimum von durchschnittlich etwa 12000 
DM/Jahr bleibt gesichert. Sozialhilfe wird von den 
Kommunen finanziert, ihr Bezug ist zeitlich unbefristet.

Teilzeit- und Niedriglohnjobs lohnen sich derzeit für 
Langzeitarbeitslose nicht, weil Zusatzverdienste unter 
dem Transfereinkommen -  bis auf einen geringfügigen 
Betrag -  (fast) vollständig auf ihre Transferleistungen 
angerechnet werden. Ökonomisch gesprochen: Ihre 
Zusatzverdienste unterliegen einem (fast) hundertpro­
zentigen Grenzsteuersatz; sie befinden sich in der so­
genannten „Arbeitslosen- oder Armutsfalle“, die in Ab­
bildung 1 illustriert wird.

Diese Darstellung des Status quo abstrahiert von 
der Realität in mehrfacher Hinsicht. Erstens wird von 
einem durchschnittlichen A rbeits losen- und/oder

1 W issenschaftlicher Beirat beim  Bundesm inisterium  der W irtschaft:
Gutachten zur Langzeitarbeitslosigkeit, Tübingen 1996, S. 20-25; 
Deutsche Bundesbank (Hrsg.): M onatsbericht, 48. Jg. (1996), Heft 2, 
S. 61-66.

3 Dies g ilt se it der Neuregelung des 1. Spar-, Konsolidierungs- und 
W achstum sprogram m s vom  Dezember 1993 vom  1. April 1994 an 
n icht m ehr fü r d ie  sogenannte „o rig inäre“  A rbeits losenhilfe  fü r 
Personen, d ie zuvor kein Anrecht auf A rbeitslosengeld hatten. Der 
H ilfeanspruch ist hier auf 312 Tage befristet. Dagegen ble ib t die so­
genannte „Anschlußarbeitslosenhilfe“ , die nach A blauf des A rbeits­
losengeldes gezahlt w ird , weiterhin zeitlich unbefristet.

3 Die durchschnittliche Sozialhilfe fü r eine alleinstehende Person 
(Hilfe zum Lebensunterhalt), d ie sich aus dem  Regelsatz, einem 
M ietzuschuß und einmaligen Leistungen zusam m ensetzt, betrug 
1994 in W estdeutschland etwa 1076 D M /M onat (Ostdeutschland: 
902 DM /Monat), d ie durchschnittliche Höhe der Arbeitslosenhilfe  (oh­
ne Beiträge an die Kranken- und Rentenversicherung) betrug 1035 
DM /M onat (Ostdeutschland: 887 DM /M onat).
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ARBEITSLOSIGKEIT

Sozialhilfeniveau in Höhe von 12 000 DM/Jahr für 
einen alleinstehenden Empfänger ausgegangen3. 
Zweitens wird unterstellt, daß ein Langzeitarbeitsloser 
sein Nettoeinkommen in Höhe des sogenannten „Ab­
setzbetrages" von 2 400 DM/Jahr erhöhen kann -  Zu­
satzverdienste werden nicht angerechnet, der Grenz­
steuersatz liegt bei Null4. Drittens wird von Sozial­
versicherungsbeiträgen abstrahiert. Viertens wird ein 
proportionaler Grenzsteuersatz in Höhe von 26% für 
Bruttoeinkommen über dem -  fünfte Annahme -  steu­
erfreien Existenzminimum von 12000 DM/Jahr5 zu­
grunde gelegt. In diesem Zahlenbeispiel liegt die 
Arbeitslosenfalle im Bruttoeinkommensbereich zwi­
schen 2400 DM/Jahr und 15243 DM/Jahr. Die Ar­
beitslosenfalle zeichnet sich dadurch aus, daß Brutto­
zusatzverdienste das Nettoeinkommen der Hilfeem­
pfänger ncht erhöhen -  der Grenzsteuersatz ist dem­
nach 100%, und es ist ökonomisch rational, in diesem 
Bruttoeinkimmensbereich keine Arbeit anzubieten.

Die Spiungstelle der Nettoeinkommensgeraden bei 
einem Brjttoeinkommen von 12 000 DM/Jahr illu­
striert, daß bedürftige Erwerbstätige im Bruttoein­
kommenibereich zw ischen 12 000 DM /Jahr und 
15243 DH/Jahr Anspruch auf ergänzende Sozialhilfe 
haben. V\£nn sie diesen Anspruch aus Unwissenheit 
oder Schim nicht einlösen, gelten sie als „verdeckt 
arm“ : ihr Nettoeinkommen liegt unter dem eines 
erwerbstätigen H ilfeempfängers. Die ergänzende 
Sozialhilfi stellt sicher, daß ihr Nettoeinkommen 
14400 DM/Jahr beträgt6.

Lösungsvorschlag Bürgergeld

Die Arteitslosenfalle kann durch die Einführung ei­
nes Bürgtrgeldes (= negative Einkommensteuer) be­
seitigt werden. Das Bürgergeld könnte bestehende

4 Für d ie  Höe des Absetzbetrages wurde ein Durchschnittsw ert an­
genom m en;^!. Bundesm inisterium  fü r Familie und Senioren (Hrsg.): 
B e rich t dei Bundesregierung zur Frage der E inhaltung des 
Lohnabstansgebotes nach § 22 Abs. 3 BSHG, Bonn 1993. Eine 
detaillierte Erstellung der Zusatzverdienstgrenzen von Sozialhilfe- 
empfängernfindet sich bei A. B o s s :  Explizite und im plizite Be­
steuerung eringer Arbeitseinkom m en -  Aspekte der Arm utsfalle 
in der Bundsrepublik Deutschland, Kieler Arbeitspapiere 643, Kiel
1994. Die iisatzverdienstgrenzen fü r Arbeitslosenunterstü tzungs­
em pfänger ;nd in § 115 Abs. 1 A rbeitsförderungsgesetz (AFG) ge­
regelt; vgl. /  G a g e l :  Arbeitsförderungsgesetz, Bd. 1, Kom m entar 
§§ 1-133, Mnchen 1995.

5 Steuerfreie Existenzminimum und Grenzsteuersatz orientieren sich 
an den Neutgelungen des Jahressteuergesetzes 1996.

6 Zu den Dtailregelungen des Bundessozialhilfegesetzes vgl. A. 
B r ü h l :  Mei Recht auf Sozialhilfe, 12. Auflage, M ünchen 1995.

7 Der prom ienteste Verfechter des Bürgergeldes ist der Frankfurter 
Professor Jachim  M itschke; vgl. J. M i t s c h k e :  Steuer- und 
Transferordnng aus einem Guß, Entwurf e iner Neugestaltung der 
d irekten  S ;ue rn  und S ozia ltransfers in der B undesrepub lik  
D eutschlancSchriften zur O rdnungspolitik, Bd. 2, hrsg. v. Frankfurter 
Institu t fü r vrtschaftspolitische Forschung, Baden-Baden 1985; und 
d e r s .:  Steer- und Sozialpolitik fü r m ehr reguläre Beschäftigung, in: 
WIRTSCHArSDIENST, 75. Jg. (1995), Heft 2, S. 75-84.

Transfers zur Sicherung des Existenzminimums (z.B. 
Sozialhilfe und Wohngeld) ersetzen. Befürworter eines 
Bürgergeldes versprechen sich neben der Verein­
fachung des Transfersystems auch positive finanzielle 
Arbeitsanreize durch die Teilanrechnung von Zusatz­
verdiensten auf den Bürgergeldanspruch7. Daß jede 
zusätzlich verdiente Mark das Nettoeinkommen des 
Langzeitarbeitslosen erhöht, drückt die fett gezeich­
nete Nettoeinkommensgerade des Bürgergeldes (BG) 
in Abbildung 2 aus. Dabei wurde -  wie häufig vorge­
schlagen -  ein 50% iger Grenzsteuersatz auf Zusatz­
verdienste unterstellt. Die Teilanrechnung stellt sicher, 
daß jede zusätzlich vom Hilfeempfänger verdiente 
Mark sein Nettoeinkommen um 50 Pfennig erhöht -  
die Arbeitslosenfalle ist beseitigt.

Wie hoch ist das Bürgergeld? Unterstellt man ein 
Existenzminimum von 12000 DM/Jahr, so erhielte ein 
nicht erwerbstätiger Bürgergeldempfänger genau die­
sen Betrag -  wie ein Empfänger von Sozial- und/oder 
Arbeitslosenhilfe im bestehenden System. Das Bür­
gergeld ist der Nettotransfer an die Bürger, der in 
Abbildung 2 durch den vertikalen Abstand zwischen 
der fe tt gezeichneten Nettoeinkommensgeraden BG 
und der 45°-Linie gemessen wird. Dieser Nettotrans­
fer nimmt jedoch ab, wenn ein Anspruchsberechtigter 
ein Bruttoeinkommen erzielt. Denn durch die Teilan­
rechnung von Zusatzverdiensten spart der Staat in 
Höhe der Steuereinnahmen von 50 Pfennig jeder zu­
sätzlich verdienten Mark eines Langzeitarbeitslosen. 
Dementsprechend sinkt das vom Staat zu zahlende 
Bürgergeld, was in Abbildung 2 durch den geringer 
werdenden vertikalen Abstand zwischen der Netto­
einkommensgeraden BG und der 45°-Linie veran­
schaulicht wird. Bei den angenommenen Zahlenwer-

Abbildung 1 
Die Arbeitslosenfalle des Status quo (STQ)
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ten für das steuerfreie Existenzminimum und für den 
Grenzsteuersatz auf Zusatzverdienste ist der Bürger­
geldanspruch bei einem Bruttoeinkommen von 24 000 
DM/Jahr -  dem transferfreien Einkommen Y* -  gerade 
gleich Null8. Nur wer über diesem transferfreien Ein­
kommen verdient, ist steuerpflichtig.

Probleme der Bürgergeldlösung
Die Kosten für die Beseitigung der Arbeitslosenfalle 

sind jedoch nach allgemeiner Einschätzung sehr 
hoch. Die Schätzungen schwanken erheblich und sind 
umstritten. Beispielsweise errechnete das Deutsche 
Institut für W irtschaftsforschung (DIW) für das oben 
erläuterte Zahlenbeipiel eine zusätzliche fiskalische 
Belastung von etwa 170 Mrd. DM im Jahr der Ein­
führung (1995). Die Einführung des Bürgergeldes dürf­
te  vor allem deshalb teuer werden, weil etwa 10 Mill. 
bisherige Steuerzahler zu Transferempfängern wer­
den9. In Abbildung 2 handelt es sich dabei um die 
Bruttoeinkommensbezieherzwischen 15243 DM/Jahr 
und 24000 DM/Jahr. Allerdings blieben bei dieser 
Untersuchung die erhofften Beschäftigungseffekte 
und die damit verbundenen Einsparchancen fü r den 
Staat völlig unberücksichtigt10.

Das Bürgergeld w irkt sich aber auch auf die indivi­
duelle Allokation zwischen Arbeit und Freizeit aus. 
H. Siebert und F. Stähler zeigen in einem partialanaly­
tischen Modell, daß der erhoffte Effekt eines zusätzli­
chen Arbeitsangebotes durch Variation des Grenz­
steuersatzes auf Zusatzverdienste völlig ungewiß is t11. 
Die Grundidee ihrer Argum entation läßt sich in 
Abbildung 2 nachvollziehen. Im Status quo können im 
wesentlichen zwei Haushaltstypen unterschieden 
werden: Transferempfänger sowie Geringverdiener

Abbildung 2 

Das Bürgergeld (BG) und der Status quo (STQ)

2400  12000 15243 24000  28216
Bruttoeinkom m en in DM

mit Bruttoeinkom men von 12 000 bis zu 24 000 
DM/Jahr. Für Transferempfänger ist es ökonomisch 
rational, 2400 DM/Jahr zusätzlich zum Hilfeanspruch 
zu verdienen -  ihr Nettoeinkommen beträgt demnach 
14400 DM/Jahr. Die Einführung des Bürgergeldes 
verzerrt die Allokationsentscheidung der Transfer­
em pfänger eindeutig zugunsten des A rbe itsan­
gebotes, weil sich ihr Grenzsteuersatz auf Zusatz­
verdienste über 2 400 DM/Jahr von 100% auf 50% re­
duziert12. Dagegen steigt der Grenzsteuersatz für 
Geringverdiener von 26% auf 50%. Freizeit wird auf­
grund der gesunkenen Opportunitätskosten im Ver­
gleich zu Arbeit billiger, so daß der Substitutionseffekt 
in Richtung auf die Reduzierung des Arbeitsangebots 
wirkt. Aber auch der Einkommenseffekt w irkt in die 
gleiche Richtung, weil ein gleich hohes Einkommen 
mit einem geringeren Arbeitseinsatz erzielt werden 
kann. Aus Sicht der Geringverdiener ist der Wechsel 
von der Nettoeinkommensgerade des Status quo auf 
die Nettoeinkommensgerade des Bürgergeldes öko­
nomisch rational. Bei normalen Präferenzen ist die 
Reduzierung des Arbeitsangebots nutzenmaximal 
(Moral hazard der Geringverdiener).

Siebert und Stähler resümieren, daß der Gesamt­
effekt auf das Arbeitsangebot unbestimmt sei und von 
der Verteilung der Haushalte auf die untersuchten 
Haushaltstypen abhänge: „Eine Abnahme des Arbeits­
angebots insgesamt kann nicht ausgeschlossen wer­
den.“13 Langfristig befürchten die Autoren, daß das Bür­
gergeldsystem zu Gewöhnungseffekten und Verhal­
tensänderungen führt. So könnten zukünftige Arbeits­
anbieter ihre Qualifikationsanstrengungen vermindern 
und sich mit geringeren Produktivitäten abfinden, weil 
die geringeren Einkommen durch Transfers und gerin­
geren Arbeitseinsatz überkompensiert werden.

“ Das transferfreie Einkommen Y* w ird durch den S chn ittpunkt der 
Nettoeinkom m ensgerade des Bürgergeldes (BG) m it der 45°-Lin ie 
bestim m t. Es ergib t sich als Q uotient von Existenzminimum  und 
Anrechnungssteuersatz. Y* beträgt in diesem  Zahlenbeispie l 24000  
DM = 12 000 D M /0,5; vgl. A. S p e r m a n n :  Das Bürgergeld -  ein so­
zial* und beschä ftigungspo litisches W underm itte l? , in: Sozialer 
Fortschritt, 43. Jg. (1994), Heft 5, S. 105-111.
9 H. S i e b e r t :  Bürgergeld -  ein Fehlanreiz, in: Frankfurter A llge­
meine Zeitung v. 14.1.1996, S. 11.
10 Vgl. Deutsches Institu t für W irtschaftsforschung: „B ürgergeld“ : 
Keine Zauberform el, in: D IW -W ochenbericht, 61. Jg. (1994), Nr. 41, 
S. 689-696.
"V g l.  H. S i e b e r t ,  F. S t ä h l e r :  Sozia ltransfer und A rbeits­
angebot, in: Ze itschrift fü r W irtschafts- und Sozialwissenschaften, 
115. Jg. (1995), H. 3, S. 377-392.
'2 Bezieht man den Absetzbetrag in d ie Überlegungen m it ein, so w ird 
die A llokationsentscheidung im Bruttoeinkom m ensbereich zwischen 
0 DM und 2 400 DM zugunsten der Freizeit verzerrt, weil der Grenz­
steuersatz fü r Zusatzverdienste von 0%  auf 50%  steigt. Hinzu 
kom m t, daß sich Bürgergeldem pfänger b is zum S chn ittpunkt der bei­
den Nettoe inkom m ensgeraden bei g le ichem  B ru ttoverd ienst im 
Vergleich zum Status quo finanziell sch lechter stellen.
13H. S i e b e r t ,  F. S t ä h l e r ,  a.a.O., S. 390.
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Bei der im folgenden zu entwickelnden Idee des 
„Einstiegsgeldes“ werden die fiskalischen und alloka- 
tiven Probleme der Radikallösung Bürgergeld vermie­
den14. Die positiven Arbeitsanreizwirkungen für Hilfe­
empfänger und die dam it verbundenen Einspar- 
chancen für den Staat bleiben jedoch erhalten.

Die Idee des „Einstiegsgeldes“
Das Einstiegsgeld für Langzeitarbeitslose soll die 

Arbeitslosenhilfe und die (ergänzende) Sozialhilfe für 
eine genau definierte Zielgruppe ersetzen und über 
die Arbeitsämter ausgezahlt werden15. Die Zielsetzung 
ist, den Einstieg in den regulären Arbeitsmarkt zu er­
leichtern. Das Einstiegs- geld soll sowohl Teilzeitjobs 
als auch zeitlich befristete untertarifliche Entlohnung 
zu sogenannten „Einstiegstarifen“ 16 für Hilfeempfän­
ger finanziell attraktiv machen.

Die Zielgruppe sind arbeitsfähige Langzeit­
arbeitslose (Dauer der Arbeitslosigkeit überschreitet 
ein Jahr), die Arbeitslosenhilfe und /oder ergänzende 
Sozialhilfe erhalten. Insbesondere sind junge Arbeits­
und Obdachlose, Alleinerziehende mit Kindern und äl­
tere Personen hervorzuheben. Die Zielgruppe läßt 
sich quantitativ nicht genau erfassen. Bekannt ist, daß 
im Jahre 1994 1,26 Mill. Menschen langzeitarbeitslos 
waren. Darunter befanden sich 948 887 Arbeitslosen­
hilfeempfänger17. Von den 2,059 Mill. Haushalten, die 
vom Sozialamt laufende Hilfe zum Lebensunterhalt er­
hielten, bekamen 302 450 Haushalte ergänzende 
Sozialhilfe zu Leistungen nach dem Arbeitsförde­
rungsgesetz. In diesen Haushalten lebten etwa 
754000 Sozialhilfeempfänger18. Nach Angaben des 
Gesundheitsministeriums sind jedoch nur etwa 
500000 Sozialhilfeempfänger arbeitsfähig. So läßt 
sich festhalten, daß die Zielgruppe etwa 500000 bis 
1 Mill. Menschen umfaßt.

Das Einstiegsgeld fü r Langzeitarbeitslose sollte in 
zwei Stufen eingeführt werden:

Stufe 1: Zeitlich befristetes Einstiegsgeld. In der 
ersten Stufe sollten zusätzliche Arbeitsanreize durch 
eine 50% ige Anrechnung von Zusatzverdiensten, die 
über den steuerfreien Absetzbetrag von 2400 DM/ 
Jahr hinausgehen, für arbeitsfähige Langzeitarbeits­
lose geschaffen werden. Diese Regelung sollte jedoch 
zeitlich befristet gelten. Abbildung 3 verdeutlicht die-

14 Gegen d ie  Radikallösung Bürgergeld sprechen weiterhin sozia lpoli­
tische und politökonomische Gründe; vgl. A. S p e r m a n n ,  a.a.O., 
S. 108-110; R. E r be :  Konsum steuer und Bürgergeld: um vertei- 
lungs- oder beschäftigungsorientiert?, in: WIRTSCHAFTSDIENST,
75. Jg. (1995), H. 7, S. 386-390.

15 Die G rundidee des Einstiegsgeldes findet sich bei A. S p e r m a n n :  
Die Reform der Sozialhilfe im Sinne der Bürgergeldidee, in: Caritas 
(Zeitschrift fü r Caritasarbeit und Caritaswissenschaft), 96. Jg. (1995), 
Heft 2, S. 82-90.

Abbildung 3 

Das zeitlich befristete „Einstiegsgeld“ (EG)
Nettoein­
kommen 
in DM 

34200

26400

18000

14400

12000

2400  12000 15243 20108 26400 42000
Bruttoeinkom m en in DM

sen Teil des Reformvorschlags: Die vorgeschlagene 
Neuregelung spiegelt sich in der Nettoeinkommens­
geraden des Einstiegsgeldes (EG) wider, die nur für 
arbeitsfähige Langzeitarbeitslose gelten soll. Für 
Kurzzeitarbeitslose und Erwerbstätige ist weiterhin 
der Status quo relevant. Das transferfreie Einkommen 
Y* beläuft sich auf 26400 DM/Jahr. Die Nettoeinkom­
m ensgerade des Einstiegsgeldes m ündet in die 
Nettoeinkommensgerade des Status quo bei einem 
Bruttoeinkommen von 42000 DM/Jahr, was einem 
Nettoeinkommen von 34 200 DM/Jahr entspricht. Für 
Bruttoeinkommen über 42 000 DM/Jahr gilt für beide 
Gruppen der Steuertarif des Status quo.

Um Mißverständnisse zu vermeiden: Das Sozialamt 
bleibt für Nicht-Erwerbsfähige und das Finanzamt für 
Erwerbstätige zuständig. Nur die bisherigen Ar­
beitslosen- und Sozialhilfeempfänger, die über ein Jahr 
arbeitslos sind und als arbeitsfähig gelten, erhalten das

,e E instiegstarife w urden 1994 von den Tarifparteien der Chemischen 
Industrie vereinbart. Der Tarifvertrag sieht für Langzeitarbeitslose ein 
Tarifentgelt in Höhe von 90%  der sonst geltenden tariflichen 
Entgeltsätze im ersten Beschäftigungsjahr vor; vgl. Bundesarbeit­
geberverband Chem ie (Hrsg.): Erläuterungen zum Tarifabschluß
1994, S. 2. Im Rahmen des „Bündn is fü r A rbeit" hat sich auch d ie  IG 
M etall fü r E instiegstarife ausgesprochen. Ein weiteres Beispiel sind 
d ie  sogenannten „pauscha lie rten  Lohnkostenzuschüsse“ nach 
§ 249h A rbeitsförderungsgesetz (AFG) fü r Langzeitarbeitslose, w ie sie 
1993 in Ostdeutsch land eingeführt wurden. Voraussetzung fü r die 
Teilnahme an diesen M aßnahm en ist, daß Langze itarbe its lose  
E instiegstarife in Höhe von 90 %  des regulären Tariflohns akzeptieren; 
vg l. B. S t a r k ,  C. W o l f i n g e r :  Lohnkostenzuschüsse nach 
§ 249h AFG, IAB-W erkstattbericht Nr. 11/18. 12. 1995, Nürnberg
1995.

17 Im Jahr 1994 betrugen die Kosten fü r Arbeitslosenhilfe (inkl. 
Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung) 17,43 Mrd. DM; vgl. 
Bundesanstalt für A rbeit (Hrsg.): G eschäftsbericht 1994, Nürnberg 
1995, S. 91.

18 Nach Angaben des Arbeitsm in isterium s (zitiert nach Handelsblatt 
vom  5 .8 .1 9 9 5 ).
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Einstiegsgeld über die Arbeitsämter ausbezahlt. Das 
Einstiegsgeld ist der Nettotransfer an Langzeit­
arbeitslose. Die Höhe des Einstiegsgeldes wird durch 
den vertikalen Abstand zwischen der Nettoein­
kommensgerade EG und der 45°-Linie gemessen.

Der unterschiedliche S teuertarif fü r Langzeit­
arbeitslose und Erwerbstätige sowie die unterschied­
liche Anrechnung von Zusatzverdiensten von Lang­
zeit- und Kurzzeitarbeitslosen bringt jedoch zwei 
Probleme mit sich. Erstens entsteht das bereits ange­
sprochene Moral-hazard-Problem für Geringverdie­
ner. Für einen Erwerbstätigen, der beispielsweise ein 
Bruttoeinkommen von 20108 DM/Jahr und ein Netto­
einkommen von 18000 DM/Jahr erzielt, besteht der 
Anreiz, zum Mitglied der Zielgruppe „Langzeitar­
beitslose“ zu werden, weil er ein gleich hohes Netto­
einkommen m it geringerem Arbeitseinsatz erzielen 
könnte. Als M itglied der Zielgruppe müßte er lediglich 
ein Bruttoeinkommen von 12 000 DM/Jahr verdienen, 
um -  zusammen mit dem Einstiegsgeld von 6 000 DM/ 
Jahr -  über ein Nettoeinkommen von 18000 DM/Jahr 
zu verfügen. Das Moral-hazard-Problem der Gering­
verdiener läßt sich jedoch durch drei Maßnahmen 
minimieren. Zum einen müssen Einstiegsgeldempfänger 
mindestens ein Jahr arbeitslos gewesen sein. Zum 
anderen sollte das veränderte Anrechnungsverfahren 
für Zusatzverdienste von Langzeitarbeitslosen auf bei­
spielsweise ein Jahr befristet werden. Zum dritten -  
und am wichtigsten -  ist der Gewährung des Einstiegs­
geldes eine Bedürftigkeitsprüfung19 vorzuschalten.

Das zweite Problem ist der Anreiz für Kurzzeit­
arbeitslose, länger arbeitslos zu bleiben, um von der 
verbesserten Teilanrechnung der Zusatzverdienste 
profitieren zu können. Das Warten auf den Status 
Langzeitarbeitsloser könnte insbesondere für Arbeits­
lose an der Schwelle zur Langzeitarbeitslosigkeit at­
traktiv sein. Es dürfte jedoch nur für solche Arbeitslose 
von Bedeutung sein, die mit hoher Wahrscheinlichkeit 
Bedürftigkeit nachweisen können und den Sprung

19 Die Bedürftigke it w ird festgestellt, indem der Bedarf (Regelsatz, 
Kosten der Unterkunft, Bedarfszuschläge) m it dem  einzusetzenden 
Einkommen verglichen w ird. Dabei is t im Rahmen der laufenden 
„H ilfe zum Lebensunterhalt“ das Einkommen voll auf den festgeste ll­
ten Bedarf anzurechnen, nur der Unterschiedsbetrag zwischen 
Einkommen und Bedarf w ird als Sozialhilfe gewährt. Nach § 88 
BSHG ist jedoch auch Vermögen einzusetzen. Das Schonverm ögen 
beträgt derzeit 2500  DM fü r einen alleinstehenden H ilfeem pfänger 
zuzüglich 1200 DM fü r den Ehegatten; vgl. W. S c h e l l h o r n ,
H . J i r a s e k ,  R S e i p p :  Das Bundessozialhilfegesetz, Kommentar, 
14. Aufl., Neuwied 1993, S. 429-448 und S. 819-825.

20 Im Rahmen des hessischen Landesprogram m s „A rbe it s ta tt 
Sozialhilfe“ wurden 1 700 Langzeitarbeitslose in eine auf zwei Jahre 
befristete Beschäftigung verm itte lt. Es zeigte sich, daß etwa 40-50%  
der Langzeitarbeitslosen im Anschluß an d ie  Maßnahme eine Be­
schäftigung im ersten Arbeitsm arkt fanden; vgl. Handelsblatt vom 
25. 4. 1995.

über die Arbeitslosenfalle nicht schaffen. Kurzzeitar­
beitslose mit durchschnittlichen Vermögensbeständen 
und/oder einkommensstarken Ehegatten bzw. Ver­
wandten sowie guten Vermittlungschancen in den Ar­
beitsmarkt haben kaum einen ökonomischen Anreiz, 
länger als bisher arbeitslos zu bleiben.

Die zeitliche Befristung der ersten Stufe hätte je ­
doch zur Konsequenz, daß sich Langzeitarbeitslose, 
die innerhalb eines Jahres den Sprung über die 
Arbeitslosenfalle nicht schaffen20, sich erneut einer 
Vollanrechnung ihrer Zusatzverdienste gegenüberse­
hen würden. Deshalb wäre es sinnvoll, eine zeitlich 
unbefristete zweite Stufe des Einstiegsgeldes nach 
Ablauf eines Jahres einzuführen.

Stufe 2: Zeitlich unbefristetes Einstiegsgeld als Dar­
lehen. In der zweiten Stufe sollte für Langzeitarbeits­
lose, die bereits ein Jahr die Zusatzverdienstchancen 
der ersten Stufe nutzten, ohne jedoch den Sprung 
über die Arbeitslosenfalle zu schaffen, der Einstiegs­
geldtarif ohne zeitliche Befristung gelten. Dauerhaft 
unterschiedliche Grenzsteuersätze fü r Langzeitar­
beitslose und Erwerbstätige könnten jedoch als „un­
gerecht“ empfunden werden: Wer einmal länger als 
ein Jahr arbeitslos war, könnte dauerhaft bei gleichem 
Arbeitseinsatz ein höheres Nettoeinkommen erzielen 
als ein Geringverdiener. Zur Entschärfung dieses 
Problems sollten die im Vergleich zum Status quo ver­
besserten Zusatzverdienstmöglichkeiten mit der Ge­
währung eines staatlichen Darlehens verknüpft wer­
den. Ein ehemals Langzeitarbeitsloser könnte somit 
sein Nettoeinkommen durch Zusatzverdienste nur 
noch erhöhen, indem er sich beim Staat verschuldet. 
Diese Idee ist in Abbildung 4 illustriert.

Abbildung 4 

Das zeitlich unbefristete „Einstiegsgeld“ 
als Darlehen

2400  12000 15243 26400  42000
Bruttoeinkom m en in DM
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Der fett gzeichnete Abschnitt der Nettoeinkom- 
mensgeradei EG spiegelt das mögliche Nettoein­
kommen eins Langzeitarbeitslosen auf Darlehens­
basis wider. Das graue Dreieck verdeutlicht den 
Darlehensbetich. Die Darlehenshöhe wird durch den 
vertikalen Abtand zwischen den Nettoeinkommens­
geraden desiinstiegsgeldes und des Status quo ge­
messen -  siewird durch die Differenz der Nettoein­
kommen in en beiden Tarifen bei gleichem Brutto­
einkommen Destimmt. Ein Beispiel: Ein G ering­
verdiener mi einem Bruttoeinkommen von 26400 
DM/Jahr erzilt im Status quo ein Nettoeinkommen 
von 22 656 E\/I/Jahr. Ein Langzeitarbeitsloser könnte 
dagegen dan der veränderten Teilanrechnung seiner 
Zusatzverdieste bei gleichem Bruttoeinkommen ein 
im Vergleich um Geringverdiener höheres Nettoein­
kommen von26400 DM/Jahr erzielen. Die Nettoein- 
kommensdiffrenz von 3744 DM/Jahr würde als 
Darlehen ge'ährt. Der Darlehensbetrag nimmt im 
Bruttoeinkormensbereich zwischen 2400 DM/Jahr 
und 15 243 C/I/Jahr zu -  das Darlehen beträgt maxi­
mal 6421 DWJahr. Bei einem Bruttoeinkommen zwi­
schen 15 243DM/Jahr und 42 000 DM/Jahr nimmt die 
Darlehenshöb kontinuierlich ab, weil das Nettoein­
kommen im Satus quo stärker steigt als das Netto­
einkommen io Einstiegsgeldtarif.

Das ge w ä lle  Darlehen sollte erst dann zurückge­
zahlt werden,wenn ein ehemals Langzeitarbeitsloser 
für einen läneren Zeitraum ein transferfreies Netto­
einkommen fzielt hat. Damit ist sichergestellt, daß 
sich Teilzeit-jnd Niedriglohnjobs dauerhaft lohnen. 
Die Transfervrgabe auf Darlehensbasis ist bereits 
möglich: Die lufende Hilfe zum Lebensunterhalt kann 
in Sonderfälln und bei vorübergehenden Notlagen 
als Darlehen ach § 15b Bundessozialhilfegesetz ge­
währt werden.

Daohen als zusätzliche Option

Nach Ablai eines Jahres ergibt sich demnach fo l­
gende Entsceidungssituation für einen Langzeit­
arbeitslosen. Entweder reduziert er seinen Arbeits­
einsatz auf ds unter dem Status quo ökonomisch 
rationale Brubeinkommensniveau in Höhe des an- 
rechnungsfrein Absetzbetrages von 2400 DM/Jahr, 
oder er entsceidet sich für höhere Zusatzverdienste 
und ein höhres Nettoeinkommen auf Darlehens­
basis. Es b6teh t ein ökonomischer Arbeitsanreiz 
über den gesmten Bruttoeinkommensbereich -  die 
Arbeitslosenfäe wäre dauerhaft beseitigt.

Die ze itlic  unbefristete Einführung des Ein- 
stiegsgeldtaril in Verbindung mit einem staatlichen 
Darlehen ist jdoch  mit folgendem Problem am Ende 
der Arbeitslosnfalle bei einem Bruttoeinkommen von

15243 DM/Jahr verbunden (vgl. Abbildung 4): Ein Ein­
stiegsgeldempfänger verfügt bei diesem Bruttoein­
kommen über ein Nettoeinkom m en von 20 821 
DM/Jahr, im Status quo jedoch nur über 14400 
DM/Jahr. Im Status quo würde eine zusätzlich ver­
diente Mark das Nettoeinkommen um 74 Pfennig 
erhöhen -  die Arbeitslosenfalle wäre übersprungen. 
Beim Einstiegsgeldtarif würde ein Langzeitarbeits­
loser durch die vorgeschlagene unbefristete Neu­
regelung jedoch in die Kreditaufnahme gedrängt. Zur 
Vermeidung dieses unerwünschten Effektes sollten 
Bruttoeinkommensbezieherzwischen 15243 DM/Jahr 
und 42 000 DM/Jahr eine Wahlmöglichkeit zwischen 
dem Einstiegsgeldtarif und dem Einkommensteuer­
ta rif erhalten. Entscheiden sie sich fü r den Ein­
stiegsgeldtarif, so bewegen sie sich auf der Netto­
einkommensgeraden EG nach oben -  ihr Nettoein­
kommen steigt auf Darlehensbasis. Entscheiden sie 
sich dagegen für den Einkommensteuertarif, so würde 
an der Sprungstelle bei 15243 DM/Jahr eine zusätz­
lich verdiente Mark das Nettoeinkommen von 20821 
DM/Jahr auf 15243,74 DM/Jahr absenken -  sie müß­
ten allerdings auch kein Darlehen aufnehmen. Diese 
Wahlmöglichkeit stellt sicher, daß sich die Einkom­
menssituation der Langzeitarbeitslosen im Vergleich 
zum Status quo nicht verschlechtert. Statt dessen 
wird eine zusätzliche Möglichkeit angeboten, das 
Nettoeinkommen auf Darlehensbasis zu erhöhen.

Es ist nicht völlig auszuschließen, daß Langzeit­
arbeitslose ihr Nettoeinkommen dauerhaft auf Dar­
lehensbasis erhöhen würden, ohne die Tilgung ernst­
haft in ihr Kalkül einzubeziehen. Dies könnte öko­
nom isch rational sein, wenn Langzeitarbeitslose 
langfristig im Transfersystem verweilen wollen (Moral 
hazard der Langzeitarbeitslosen). Doch sind langfristi­
ge Gewöhnungseffekte nicht zwangsläufig m it dem 
zeitlich unbefristeten Einstiegsgeldtarif verbunden. Es 
ließen sich durchaus Anreize für den Übergang in den 
Arbe itsm arkt schaffen, so daß aufgenom mene 
Darlehen w ieder zurückgezahlt werden könnten. 
Vorstellbar sind Erfolgsprämien (z.B. Teilschulden­
erlaß) bei zügiger Aufnahme einer Vollzeitbeschäfti­
gung -  analog zu den existierenden BAföG-Modellen. 
Weiterhin könnten Obergrenzen für die gewährten 
Darlehen eingeführt werden, damit keine anreizfeindli­
chen „Schuldenberge“ für Langzeitarbeitslose entste­
hen können.

Fiskalische Effekte

Dieser Reformvorschlag ist mit kurzfristigen Ver­
waltungskosteneinsparungen durch eine einheitliche

21 Vgl. W. S c h e l l h o r n ,  H.  J i r a s e k ,  P. S e i p p ,  a.a.O., S. 149-153.
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Bedürftigkeitsprüfung beim Arbeitsamt verbunden; 
bisher prüft sowohl das Arbeitsamt als auch das 
Sozialamt die Bedürftigkeit von Hilfeempfängern. Die 
langfristigen Einsparmöglichkeiten für den Staat hän­
gen entscheidend davon ab, ob durch die verbesser­
ten finanziellen Arbeitsanreize neue Stellen entstehen. 
Die Erfahrungen in den USA zeigen, daß dies vor al­
lem im Dienstleistungssektor zu erwarten ist. Mehr als 
vier von fünf der dort seit 1992 neu geschaffenen 8,2 
Mill. Arbeitsplätze entstanden im privaten Dienst­
leistungssektor22. Vieles spricht dafür, daß erhebliche 
positive Beschäftigungseffekte in Deutschland nur 
durch eine kombinierte Arbeitsangebots- und Arbeits­
nachfragestrategie erzielt werden können. Nötig dürf­
ten verbesserte finanzielle Arbeitsanreize fü r Langzeit­
arbeitslose und zeitlich befristete untertarifliche Ent­
lohnung von Langzeitarbeitslosen, also Einstiegsgeld 
und  Einstiegstariflöhne, sein.

Im schlimmsten Fall verharren alle Langzeitarbeits­
losen im Transfersystem und verdienen den gering­
fügigen, anrechnungsfreien Betrag von 2400 DM/Jahr 
hinzu. Die fiskalische Belastung bliebe dann im Ver­
gleich zum Status quo unverändert hoch, die verbes­
serten Arbeitsanreize wären wirkungslos verpufft.

Sobald jedoch auch nur ein einziger Langzeit­
arbeitsloser eine Mark verdient, kommt es über den 
beschriebenen Einsparmechanismus zu sinkenden 
Nettotransfers je Hilfeempfänger. Die Größenordnung 
der staatlichen Einsparchancen ist beachtlich: 
Würden die etwa 500000 arbeitsfähigen Sozialhilfe­
empfänger für ein Jahr 1 000 DM/Monat hinzuverdie­
nen, so käme es zu einer fiskalischen Entlastung von 
3 Mrd. DM/Jahr. W ürde die gleiche Gruppe an 
Langzeitarbeitslosen einen Halbtagsjob mit einer un­
tertariflichen Bezahlung von 10 DM je Stunde anneh­
men, so würde die fiskalische Entlastung immer noch 
über 2 Mrd. DM/Jahr betragen23. Auch wenn Langzeit­
arbeitslose nach einem Jahr den Sprung über die Ar­
beitslosenfalle geschafft haben, sind sie zu Steuer­
zahlern geworden und tragen zur Finanzierung von 
Staatsausgaben bei.

Ein differenzierteres Bild ergibt sich, wenn Lang­
zeitarbeitslose nach einem Jahr das angebotene 
Darlehen in Anspruch nehmen. Es kommt auch dann

H G. A. H o r n : Kräftiges W achstum  und hohe Beschäftigung in den 
USA, in: D IW -W ochenbericht, 63. Jg. (1996), Nr. 5, S. 81-85.

!3 Der Einspareffekt wurde überschlägig ohne Berücksichtigung von 
Urlaubstagen berechnet.

24 Genauere Aussagen zu den fiskalischen Effekten in Abhängigkeit 
von der Übergangswahrscheinlichkeit in den Arbeitsm arkt und der 
Tilgungswahrscheinlichkeit der Darlehen können nur über Sim ula­
tionsrechnungen gewonnen werden.

zu keiner fiskalischen Mehrbelastung, wenn Lang­
zeitarbeitslose m it Bruttoeinkommen bis zur Ober­
grenze der Arbeitslosenfalle bei 15243 DM/Jahr ihr 
Nettoeinkommen auf Darlehensbasis erhöhen und 
den aufgenommenen Kredit nicht zurückzahlen. Denn 
der Grenzsteuersatz von 50% auf Zusatzverdienste 
bewirkt, daß der Staat höchstens w ieder den Betrag 
verliert, den er zuvor eingenommen hat. Bei Brutto­
einkommen zwischen 15243 DM/Jahr und 42 000 
DM/Jahr erhöhen sich in jedem Fall die Staatsein­
nahmen -  auch wenn sämtliche Darlehen nicht getilgt 
werden. Das liegt daran, daß die zusätzlichen Einnah­
men aus der Besteuerung der Zusatzverdienste die 
maximalen Mindereinnahmen durch uneinbringliche 
Darlehen überkompensieren24.

Fazit

Ein Fehlanreiz im Sozialsystem ist die Arbeits­
losenfalle, die sich aus der weitgehenden Vollan­
rechnung von Zusatzverdiensten auf den Hilfean­
spruch von Transferempfängern ergibt. Teilzeit- und 
Niedriglohnjobs lohnen sich derzeit für Empfänger 
von Sozialhilfe und Arbeitslosenunterstützung kaum. 
Der Reformvorschlag Bürgergeld ist geeignet, die 
Arbeitslosenfalle zu beseitigen, doch sprechen vor al­
lem fiskalische und allokative Gründe gegen diese 
Radikallösung. M it der vorgestellten Idee des Ein­
stiegsgeldes fü r Langzeitarbeitslose werden die 
Nachteile des Bürgergeldes vermieden, die positiven 
Arbeitsanreizwirkungen und die Einsparchancen für 
den Staat bleiben jedoch erhalten.

Das Einstiegsgeld unterscheidet sich vom Bürger­
geld in mehrfacher Hinsicht. Zum einen gilt die Teil­
anrechnung von Zusatzverdiensten nur fü r die Ziel­
gruppe der Langzeitarbeitslosen. Zum anderen soll le­
diglich das Transfersystem verbessert werden, das 
Steuersystem bleibt jedoch unverändert. Dagegen ist 
der Bürgergeldvorschlag ein umfassenderes Reform­
konzept, das die Integration des Steuer- und Trans­
fersystems vorsieht. Zum dritten sollen Transfers an 
Arbeitsfähige nur noch über die Arbeitsämter ausbe­
zahlt werden. Dagegen soll das Bürgergeld für alle 
Bürger über die Finanzämter ausbezahlt bzw. bei der 
Berechnung der Steuerschuld berücksichtigt werden. 
Das Einstiegsgeld für Langzeitarbeitslose ist -  im Ge­
gensatz zum Bürgergeld -  m it keinen Kosten im Jahr 
der Einführung verbunden. Auch wird die allokative 
Entscheidung zwischen Arbeit und Freizeit nicht zu 
Lasten des Arbeitsangebots von Geringverdienern 
verzerrt. Deshalb erscheint es sinnvoll, das Einstiegs­
geld für Langzeitarbeitslose probeweise auf Bundes­
oder Landesebene einzuführen.
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